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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— — 


— e 2, — 


(Nr. 3136.) Verordnung, betreffend die Beſtrafung der Vergehen gegen die Telegraphen— 
Anſtalten. Vom 15. Juni 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſteriums auf Grund des Ar— 
likels 105. der Verfaſſungsurkunde, was folgt: 


$. 1. 


Wer gegen eine Telegraphenanſtalt des Staates oder einer Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft vorſaͤtzlich Handlungen veruͤbt, welche die Benutzung dieſer Anſtalt 
zu ihren Zwecken verhindern oder ſtoͤren, wird mit Gefaͤngniß von drei Mona⸗ 
ten bis zu drei Jahren beſtraft. 


Handlungen dieſer Art ſind insbeſondere: die Wegnahme, Zerſtörung 
oder Beſchaͤdigung der Drahtleitung, der Apparate und der fonftigen Zubehoͤ⸗ 
rungen der Telegraphenanlagen; 


die Verbindung fremdartiger Gegenſtaͤnde mit der Drahtleitung; 
die Faͤlſchung der durch den Telegraphen gegebenen Zeichen; 


die Verhinderung der Wiederherſtellung einer zerſtoͤrten oder beſchaͤdigten 
Telegraphenanlage; 


die Verhinderung der Telegraphenofſizianten in ihrem Dienfiberufe. 


Jahrgang 1849. (Fr. 3130.) © 34 $. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 17. Juni 1849. 


— 218 — 


* 


Iſt in Folge der verhinderten oder geftörten Benutzung der Anſtalt ein 
Menſch am Koͤrper oder an der Geſundheit beſchaͤdigt worden, ſo trifft den 
Schuldigen Zuchthausſtrafe von Einem Jahre bis zu acht Jahren, und wenn 
1 das Leben verloren hat, Zuchthausſtrafe von drei bis zu fuͤnfzehn 
Jahren. 


Iſt in dem letzteren Falle die Toͤdtung beabſichtigt worden, ſo tritt die 
Strafe des Mordes ein. 


$. 3. 


Wer gegen eine Telegraphenanſtalt des Staats oder einer Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft fahrlaͤſſigerweiſe Handlungen veruͤbt, welche die Benutzung dieſer 
Anſtalt zu ihrem Zwecke verhindern oder ftören, wird mit Gefaͤngniß bis zu 
ſechs Monaten beſtraft. 


Iſt in Folge der verhinderten oder geftörten Benutzung der Anſtalt ein 
Menſch am Körper oder an der Geſundheit beſchaͤdigt worden, ſo iſt die 
Strafe Gefaͤngniß bis zu Einem Jahre, und wenn ein Menſch das Leben ver— 
loren hat, Gefaͤngniß bis zu zwei Jahren. 


F. 4. 


Die Strafen des F. 3. finden gegen die zur Beaufſichtigung und Bez 
dienung der Telegraphenanſtalten und ihrer Zubehörungen angeſtellten Perſonen 
auch alsdann Anwendung, wenn ſie durch Vernachläſſigung der ihnen oblie- 

genden Pflichten die Benutzung der Anſtalt verhindern oder flören. 


g. 5. 


Telegraphenoffizianten, L welche wegen eines der in dieſer Verordnung bez 
zeichneten Vergehen verurtheilt werden, ſollen außer der verwirkten Strafe zu⸗ 
gleich ihrer Anſtellung für verluſtig erklärt und zu jeder ferneren Anſtellung im 
Telegraphen- und Eiſenbahndienſte für unfähig erklart werden. 


$. 6. 


Die Vorſteher der Eiſenbahngeſellſchaften, welche die Entſetzung des 
verurtheilten Offizianten nach der Mittheilung des Erkenntniſſes nicht ſogleich 
bewirken, haben eine Geldſtrafe von Zehn bis Einhundert Thalern verwirkt. 
Gleiche Strafe trifft den Offizianten, wenn er ſich nachher bei einer a 

phen⸗ 


n 
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phenverwaltung oder Eiſenbahn wieder anſtellen laͤßt, ſo wie diejenigen, welche 
ihn wieder angeſtellt haben, obwohl denſelben ſeine Unfaͤhigkeit bekannt war. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bellevue, den 15. Juni 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 
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